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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Luftfahrt- 
Bundesamt 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 122. Sitzung am 7. Mai 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf die 
sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungsvorschläge beschlossen. 

Im übrigen hat er gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Bundesregierung stimmt den vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Änderungen zu. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Luftfahrt -Bundesamt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Als Bundesoberbehörde für Aufgaben 
der Zivilluftfahrt wird das Luftfahrt-Bundes- 
amt errichtet, das dem Bundesminister für 
Verkehr untersteht. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt den Sitz des Luftfahrt-Bundesamts. 

§2 

(1) Das Luftfahrt-Bundesamt hat folgende 
Aufgaben: 

1. Die Zulassung der Muster des Luftfahrt- 
geräts 

2. Die Zulassung des Luftfahrtgeräts zum 
Luftverkehr mit Ausnahme der Ballone 
und Segelflugzeuge, einschließlich der Start- 
geräte 

3. Die Führung der Luftfahrzeugrolle sowie 
sonstiger Verzeichnisse für Luftfahrtgerät 

4. Die Erteilung der Prüferlaubnis für die 
Ausübung der Tätigkeit als Prüfer für 
Luftfahrtgerät 

5. Die Vorarbeiten für den Erlaß der Bau- 
und Prüfvorschriften für Luftfahrtgerät 

6. Die fachliche Untersuchung der Störungen 
bei dem Betrieb von Luftfahrzeugen unter 
Mitwirkung der zuständigen obersten Lan- 
desbehörden 

7. Die Mitwirkung bei der Durchführung des 
Such- und Rettungsdienstes 

8. Die Sammlung von Nachrichten über Luft- 
fahrer und Luftfahrtgerät sowie die Aus- 
kunftserteilung über diese Nachrichten 

9. Die Sammlung und die Sichtung von Be- 
richten und sonstigen Unterlagen über die 
Luftfahrttechnik, soweit sie für die Auf- 


gaben des Luftfahrt-Bundesamts notwen- 
dig sind. 

(2) Auf Antrag eines Landes kann das 
Luftfahrt-Bundesamt Landesaufgaben auf 
dem Gebiet der Zivilluftfahrt übernehmen. 

§3 

(1) Prüfstellen im Sinne der Prüfordnung 
für Luftfahrtgerät sind die Stellen, die der 
Bundesminister für Verkehr mit Zustimmung 
des Bundesrates als Prüfstellen für Luftfahrt- 
gerät anerkannt hat. Die Anerkennung ist 
widerruflich. 

(2) Die Prüfstellen können sich Sachver- 
ständiger bedienen, die von dem Luftfahrt- 
Bundesamt eine Prüferlaubnis für die Tätig- 
keit als Prüfer für Luftfahrtgerät erhalten 
haben. 

§4 

Das Luftfahrt-Bundesamt und die für die 
Zulassung von Luftfahrtgerät zuständigen 
Dienststellen der Länder sind bei der Ent- 
scheidung über Anträge auf Zulassung von 
Luftfahrtgerät an die zum Nachweis der Ver- 
kehrssicherheit vorgelegten Prüfunterlagen 
nicht gebunden. 

§5 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
die für das Luftfahrt-Bundesamt zur Durch- 
führung des Gesetzes erforderlichen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr beruft 
zu seiner Beratung für den Erlaß der Bau- 
und Prüfvorschriften für Luftfahrtgerät einen 
Ausschuß. Er kann die Geschäftsführung für 
diesen Ausschuß dem Luftfahrt-Bundesamt 
übertragen. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu§ 1 

Abs. 1 (Rechtsgrundlage, Name des Amts) 

Die Errichtung des Luftfahrt-Bundesamts ist 
nach Art. 87 Abs. 3 Satz 1 GG zulässig, weil 
der Bund auf dem Gebiet des Luftverkehrs 
nach Art. 73 Nr. 6 GG das Gesetzgebungs- 
recht hat. Von der Rechtslehre wird als Vor- 
aussetzung für die Errichturig einer Bundes- 
oberbehörde eine Beschränkung des Auf- 
gabenbereichs auf festbegrenzte Sachgebiete 
gefordert. Diese Voraussetzung liegt vor, da 
die Verwaltungsbefugnisse des Amts sich alle 
unmittelbar oder mittelbar auf die Verkehrs- 
sicherheit der Luftfahrt beziehen. Der Name 
„Luftfahrt-Bundesamt“ ist dem Namen des 
„Kraftfahrt-Bundesamts“ nachgebildet. 

Abs. 2 (Sitz des Amts) 

Die Bestimmung des Sitzes des Luftfahrt- 
Bundesamts gehört zu den Maßnahmen zur 
Einrichtung der Behörden der bundeseigenen 
Verwaltung, die nach Art. 86 GG Sache der 
Bundesexekutive sind. Die Tätigkeit des 
Luftfahrt-Bundesamts soll der Sicherheit der 
Luftfahrt dienen. Als Amtssitz muß daher 
ein Ort gewählt werden, an dem das Amt 
am besten in der Lage ist, seine Aufgabe zu 
erfüllen. Hierüber entscheidet erfahrungsge- 
mäß am wirksamsten eine Stelle. Dieses Ver- 
fahren ist auch üblich^). § 53 Abs. 2 des Gü- 
ter-Kraftverkchrsgesetzes vom 17. Oktober 
1952 (BGBl. I S. 703) weicht zwar hiervon 
insoweit ab, als der Sitz der Bundesanstalt 
für Güterfernverkehr nach Anhörung des 
Bundesrates zu bestimmen ist. Diese abwei- 
chende Regelung kann jedoch für die Vor- 
schrift über den Sitz des Luftfahrt-Bundes- 
amts nicht als maßgeblich angesehen werden, 
weil es sich bei diesem Amt um eine Bundes- 
oberbehörde, bei der Bundesanstalt für Gü- 
terfernverkehr aber um eine rechtsfähige 
Körperschaft des öffentlichen Rechts handelt, 
die in den Ländern Außenstellen hat. 

Zu § 2 
Abs. 1 

Nr. 1 und 2 (Zulassung des Luftfahrtgeräts) 
Die Zulassung des Luftfahrtgeräts sowie die 
Prüfung der Verkehrssicherheit des Luftfahrt- 

0 5 1 2 des Gesetzes über den Deutschen 

Wetterdienst vom 11. November 1952 (BGBl. I 
S. 738), § 1 Abs. 3 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamts vom 4. August 1951 
(BGBl. I S. 488) sowie § 1 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Bundesanstalt für Flugsicherung vom 
23. März 1953 (BGBl. I S. 70). 


geräts als Voraussetzung für die Zulassung 
sind in § 2 des Luftverkehrsgesetzes^), in 
§§ 2 bis 16 der Verordnung über Luftver- 
kehr") und in der Prüfordnung für Luftfahrt- 
gerät^) geregelt. 

Diese Vorschriften gelten, soweit sie nicht 
dem Grundgesetz widersprechen, als Bundes- 
recht fort (Art. 123 Abs. 1, 124 GG). Sie 
ermächtigten den früheren Reichsminister der 
Luftfahrt und die früheren Luftämter als Be- 
hörden der f rüherenReichsluftfahrtverwaltung 
zur Vornahme der für die Erteilung der Zu- 
lassung notwendigen Verwaltungsakte, außer- 
dem den früheren Reichsminister der Luft- 
fahrt als „Prüfstelle für Luftfahrzeuge“ zur 
Durchführung der Prüfung. Diese Ermächti- 
gung zur Vornahme von Verwaltungsakten 
sind nach Art. 129 GG auf die nunmehr sach- 
lich zuständigen Stellen übergegangen. So- 
weit diese Verwaltungsakte Hoheitsbefugnisse 
betreffen, die nach Aufhebung besatzungs- 
rechtlicher Beschränkungen bereits auf die 
Bundesrepublik übergegangen sind^), werden 
sie z. Z. nach einer Vereinbarung zwischen 
Bund und Ländern von dem Bundesminister 
für Verkehr unter Mitwirkung der ihm un- 
terstehenden „Vorläufigen Bundesstelle für 
Luftfahrtgerät und Flugunfalluntersuchung“ 
nebst den in diese eingegliederten Prüfstel- 
len ln Mündien und Darmstadt vorgenom- 
men, jedoch mit Ausnahme der Verwaltungs- 
akte bei der Zulassung sowie der Stück- und 
Nachprüfung von Ballonen, Segelflugzeugen 
und Winden, die von den Ländern gesetzt 
werden. 

Durch das Gesetz soll die gesamte Muster- 
zulassung sowie die Verkehrszulassung des 
Luftfahrtgeräts — bis auf die Verkehrszulas- 

-) In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. August 
1936 (RGBl. I S. 653), des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Luftverkehrsgesetzes vom 27. Sep- 
tember 1938 (RGBl. I S. 1246) sowie des Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes vom 
26. Januar 1943 (RGBl. I S. 69). 

'*) In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. August 
1936 (RGBl. I S. 659) sowie der Änderungsverord- 
nung vom 31. März, 12. Juli, 15. Dezember 1937 
(RGBl. 1 S. 432, 815, 1387), vom 30. September 
1938 (RGBl. 1 S. 1327) und vom 21. August 1951 
(BGBl. I S. 749). 

^) Vom 21. August 1936 (Nachrichten für Luftfahrer 
S. 639). Vgl. auch die Prüfordnung für ausländisches 
Luftfahrtgerät vom 19. August 1953 (BGBl. I 
S. 1033). 

•") Auf dem Gebiet des Motorflugwesens ist dies z. Z. 
noch nicht der Fall. 
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sung der Ballone und Segelflugzeuge, ein- 
schließlich der Startgeräte, die weiter den 
Ländern Vorbehalten bleiben soll — als Ho- 
heitsakt im Sinne des Art. 33 Abs. 4 GG 
dem Luftfahrt-Bundesamt übertragen wer- 
den. Die Prüfung, die seit 1933 staatlich ge- 
handhabc wird, soll zukünftig von Stellen 
durchgeführt werden, die als Prüfstellen 
staatlich anerkannt sind (vgl. zu § 3), 

Die Zulassung des Luftfahrtgeräts zum Luft- 
verkehr darf in jedem Fall erst dann erteilt 
werden, wenn nachgewiesen ist, daß das Mu- 
ster des Geräts durch das Luftfahrt-Bundes- 
amt zugelassen ist. Diese Regelung ist im 
Interesse der Verkehrssicherheit notwendig, 
ln den Fällen, in denen das Luftfahrt-Bundes- 
amt für die Zulassung zum Luftverkehr zu- 
ständig ist, bedarf es ihm gegenüber keines 
besonderen Nachweises der Musterzulassung, 
weil das Muster entweder von ihm bereits 
zugelassen ist oder gleichzeitig mit der Zu- 
lassung zum Luftverkehr zugelassen wird. 
Bei der Erteilung der Zulassung zum Luft- 
verkehr durch Landesbehörden ist die Zulas- 
sung des Musters durch das Luftfahrt-Bundes- 
amt jedoch besonders nachzuweisen. Soweit 
das Muster bereits zugelassen ist, wird zum 
Nachweis der Zulassung ein Hinweis auf die 
entsprediende amtliche Bekanntmachung des 
Luftfahrt-Bundesamts ausreichend sein. 

Die Regelung des Gesetzentwurfs entspricht 
ln ihren Grundzügen dem Rechtszustand vor 
1933. Bis zu diesem Zeitpunkt war die Zu- 
lassung Sache des Reichsverkehrsministers 
oder der Landesbehörden und die Prüfung 
Angelegenheit der Deutschen Versuchsanstalt 
für Luftfahrt als „Prüfstelle für Luftfahrt- 
gerät“. 

Nr. 3 (Luftfahrzeugrolle) 

ln den §§ 2 und 3 des Luftverkehrsgesetzes 
ist als Voraussetzung für den Verkehr der 
Luftfahrzeuge in der Bundesrepublik neben 
der Zulassung noch die Eintragung in das 
Verzeichnis der deutschen Luftfahrzeuge vor- 
geschrieben. Der Hoheitsakt der Eintragung, 
der zugleich mit der Zulassung (ohne Antrag) 
von Amts wegen geschieht, war früher Sache 
des Reichsministers der Luftfahrt, er soll zu- 
künftig von dem Luftfahrt-Bundesamt vorge- 
nommen werden. 

Die Luftfahrzeugrolle ist ein Register für zu- 
gelassene Motorflugzeuge und Luftschiffe, das 
Auskunft gibt über: Eigentümer (Name, 
Wohnsitz und Wohnung), Halter, Klasse, 
Hersteller, Muster und weitere technische 


Merkmale sowie Eintragungszeichen. Die Ein- 
tragung des Eigentümers und Halters in die 
Luftfahrzeugrolle hat nicht die Bedeutung, 
daß der Eingetragene als Eigentümer oder 
als Halter „gilt“; sie bewirkt nur eine tat- 
sächliche Vermutung für die Richtigkeit der 
Eintragung. Segelflugzeuge und Ballone sind 
nach dem z. Z. geltenden deutschen Recht 
nicht in die Luftfahrzeugrolle einzutragen. 
Zukünftig soll ein Verzeichnis für diese Luft- 
fahrzeuge bei den Zulassungsstellen der Län- 
der geführt werden. Als „sonstige Verzeich- 
nisse“, die von dem Amt zu führen sind, 
kommen insbesondere Verzeichnisse für zu- 
gelassene Muster in Betracht. 

Nr. 4 (Erteilung der Prüferlaubnis an Prüfer) 

Die Prüfer üben eine sehr verantwortliche 
Tätigkeit aus. Eine dem Sicherheitsbedürfnis 
der Luftfahrt gerecht werdende Prüfung des 
Luftfahrtgeräts ist daher nur gewährleistet, 
wenn die Prüfer in der Handhabung der um- 
fangreichen schwierigen Bau- und Prüfvor- 
sdiriften besonders ausgebildet sind. Die Aus- 
bildung der Prüfer braucht zwar nicht not- 
wendig amtlich durchgeführt zu werden; eine 
Kontrolle darüber, ob die Prüfer in der ge- 
hörigen Form ausgebildet sind, ist jedoch bei 
der Wichtigkeit der Prüftätigkeit dringend 
geboten. Diese Kontrolle soll das Luftfahrt- 
Bundesamt ausüben. Verfahren und Voraus- 
setzungen für die Erteilung der Prüferlaubnis 
sollen in den in Vorbereitung befindlichen 
Vorschriften zur Änderung des Luftrechts ge- 
regelt werden. Vgl. auch zu § 3 Abs. 2. 

Nr. 5 (Bau- und Prüfvorschriften nach § 1 
der Prüfordnung für Luftfahrtgerät) 

Die Prüfung erfolgt nach Bau- und Prüfvor- 
sdiriften. Diese Vorschriften sind zukünftig 
nach § 17 des Luftverkehrsgesetzes in Ver- 
bindung mit Art. 80 und 129 GG als Rechts- 
verordnungen von der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates zu erlassen. Die 
technischen Vorarbeiten für diese Verord- 
nungen, deren Erlaß zur Anpassung der der- 
zeitigen, teilweise veralteten Bau- und Prüf- 
vorschriften an die ständige Entwicklung der 
Technik sowie an die internationalen Bestim- 
mungen notwendig ist, soll das Luftfahrt- 
Bundesamt übernehmen. Die Bau- und Prüf- 
vorschriften sind, soweit es sich um Verkehrs- 
flugzeuge handelt, weitgehend international 
vereinheitlicht. Sie werden durch die Inter- 
national Civil Aviation Organization (ICAO) 
für ihre Mitgliedstaaten einheitlich festgelegt 
und laufend auf dem neuesten Stand gehal- 
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tcn. Nach dem Inkrafttreten der Bonner Ver- 
träge ist die Bundesrepublik verpflichtet, 
diese Bestimmungen in gleicher Weise wie alle 
Mitgliedstaaten der ICAO zu beachten. 

Nr. 6 (Störungsuntersuchungen) 

Die Störungen, die sich bei dem Betrieb von 
Luftfahrzeugen ereignen, sind nach § 65 der 
Verordnung über Luftverkehr bei der Luft- 
aufsichtsbehörde anzuzeigen. Nach § 66 dieser 
Verordnung sind die Störungen zu unter- 
suchen. 

Bei derartigen Untersuchungen kommt es 
darauf an, die Ursache einer Störung mög- 
lichst genau aufzuklären, um ähnlichen 
Störungen — insbesondere durch Änderun- 
gen der Bau-, Prüf- und Verkehrsvorschrif- 
ten — vorzubeugen. Dies ist nur möglich, 
wenn die Störungen untersucht und durch 
eine Zentralstelle ausgewertet werden. Da die 
Untersuchung und A.uswertung der Störun- 
gen in engem Zusammenhang mit der Zulas- 
sung stehen, sollen sie von dem Luftfahrt- 
Bundesamt durchgeführt werden. Bei der 
Untersuchung der Störungen, insbesondere 
der Unfälle, soll das Amt je nach Lage 
des Falles geeignete Spezialisten und Sach- 
verständige, insbesondere aus der Luft- 
fahrt-Wissenschaft, -Forschung und -In- 
dustrie, hinzuziehen oder die Unter- 
sucliung den Sachverständigen der Länder 
überlassen. Das Verfahren ist geregelt in der 
„Vereinbarung über das Zusammenwirken 
zwischen Bund und Ländern bei der Unter- 
suchung von Störungen, insbesondere Un- 
fällen, die sich bei dem Betrieb von Luft- 
fahrzeugen ergeben“ vom 8. August 1953 
(BMV L 1 — 101 — 30243 Vm/53). 

Nr. 7 (Such- und Rettungsdienst) 

Der Unfalluntersuchung gehen häufig Sudi- 
und Rettungsmaßnahmen für Luftfahrer und 
Luftfahrtgerät voraus. Wegen dieses unmittel- 
baren Sachzusammenhangs soll das Luftfahrt- 
Bundesamt neben den Aufgaben der Unfali- 
untersucliung auch die Aufgaben einer 
„Fiauptsuchstelle“ des Such- und Rettungs- 
dienstes übernehmen. Zur Durchführung der 
Aufgaben dieses Dienstes ist eine besondere 
Organisation nicht notwendig. Die notwen- 
digen Fiilfsmaßnahmen werden vielmehr von 
dem Bund und den Ländern in Zusammen- 
arbeit mit dem Deutschen Roten Kreuz, der 
Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger, der 
Deutschen Lebensrettungsgesellschaft und dem 
Technischen Fillfswerk geleistet. Das Ver- 


fahren richtet sich nach den „Richtlinien über 
den Such- und Rettungsdienst für Luftfahr- 
zeuge“, welche die Beteiligten vereinbart 
haben (BMV vom 8. August 1953 L 1 — 
101-30243 Vm/53). 

Nr. 8 (Sammlung von Nachrichten über 
Luftfahrer und Luftfahrtgerät) 

§ 22 der Verordnung über Luftverkehr in 
der Fassung vom 19. Juli 1930 (RGBl. I 
S. 363) sah für die Sammlung von Nach- 
richten über Luftfahrer, welche die Erteilung, 
Versagung, Entziehung oder Beschränkung 
der Erlaubnis zum Führen oder Bedienen 
eines Luftfahrzeugs betreffen, eine Zentral- 
stelle vor, die dem Reichsverkehrsministerium 
angegliedert war. Diese Stelle war zur Unter- 
richtung der früher für die Erteilung der Er- 
laubnisscheine zuständigen Landesbehörden 
notwendig, um eine unterschiedliche Behand- 
lung eines Luftfahrers in mehreren Ländern 
zu vermeiden. Obwohl die Verordnung über 
Luftverkehr in der z. Z. geltenden Fassung 
diese Zentralstelle nicht mehr erwähnt, be- 
stand sie Innerhalb des Reichsluftfahrtmlni- 
steriums weiter. Nachdem 1934 die Verwal- 
tungsbefugnisse der Länder auf die Luftämter 
übergegangen waren, kam der Zentralstelle 
jedodi nicht mehr die frühere Bedeutung zu. 
Da heute die Länder auf dem Gebiet der 
Luftfahrt wieder eigene Verwaltungszustän- 
digkeiten haben, ist die Wiedereinrichtung 
der früheren Sammelstelle notwendig. 

Das Luftfahrt-Bundesamt soll die Aufgaben 
der Sammclstelle übernehmen, weil diese mit 
seinen übrigen Aufgaben in engem Zusam- 
menhang stehen. Auf dem Gebiet des Kraft- 
fahrwesens nimmt das Kraftfahrt-Bundes- 
amt die entsprechenden Aufgaben wahr. 

Nr. 9 (Sammlung und Sichtung von Berich- 
ten und sonstigen Unterlagen über die 
Luftfahrttechnik) 

Die Aufgaben des Amts, insbesondere auf den 
Gebieten der Prüfung sowie der Störungs- 
und Unfalluntersuchung, sind ohne Sammeln 
und Sichten der einschlägigen Unterlagen 
nicht durchführbar. Soweit die gleichen Un- 
terlagen auch von anderen Stellen, insbeson- 
dere von den Forschungs- und Versuchsanstal- 
ten sowie der Industrie benötigt werden, sol- 
len sie auch diesen Stellen zugänglich sein. 
Diese Tätigkeit des Luftfahrt-Bundesamts soll 
jedoch auf den Aufgabenbereich des Amts be- 
scliränkt bleiben. 
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Zu § 2 Abs. 2 

(Übernahme von Laiidcsaufgaben) 

Die Vorschrift entspricht dem Grundgedan- 
ken eines Vorschlages des Bundesrates, dem 
die Bundesregierung zugestimmt hat (BR- 
Drucksache Nr. 483/52 (Besdiluß) vom 
7. Februar 1953). 

Zu § 3 

Abs. 1 (Prüfstellen für Luftfahrtgerät) 

Die Anerkennung der Prüfstellen für Luft- 
fahrtgerät soll der Bundesminister für Ver- 
kehr in Übereinstimmung mit dem Bundesrat 
ausüben. Für die Anerkennung, bei der da- 
von auszugehen Ist, daß für bestimmte 
Arbeitsbereiche Im allgemeinen nur eine 
Stelle tätig wird, kommen vor allem die For- 
schungs- und Versuchsanstalten der Luftfahrt 
in Betracht, insbesondere 

die Aerodynamische Versuchsanstalt (AVA), 
die Deutsche Versudisanstalt für Luftfahrt 
(DVL) und 

die Deutsche Forschungsanstalt für Luft- 
fahrt (DFL). 

Die Prüfung gliedert sich in: 

1. Die Musterprüfung nach § 6 der Prüford- 
nung für Luftfahrtgerät — d. I. die 1. Prü- 
fung von Luftfahrtgerät, das nicht einem 
sAon zugelassenen Muster nachgebaut ist 
(Neukonstruktion). 

2. Die Stückprüfung nach § 14 a. a. O. — 
d. I. die Prüfung von Luftfahrtgerät, das 
in allen Teilen nach einem zugelassenen 
Muster gebaut Ist, 

3. Die Nachprüfung gemäß § 17 a. a. O. — 
d. I. die in bestimmten Zeitabschnitten zu 
wiederholende Feststellung, ob das Luft- 
fahrtgerät den Anforderungen der Ver- 
kehrssicherheit noch entspricht. 

Vgl. auch zu § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2. 

Abs. 2 (Prüfer für Luftfahrtgerät) 

Die Vorschrift gibt den Prüfstellen für Luft- 
fahrtgerät die Möglichkeit, sich bei der 
Durchführung der Prüfung Sachverständiger 
zu bedienen. Dies kommt insbesondere bei 
der Durchführung der Stück- und Nachprü- 


fungen In Betracht, die im allgemeinen außer- 
halb der Prüfstätten der Prüfstellen stattfin- 
den, Die Sachverständigen, die im Aufträge 
der Prüfstellen handeln, müssen jedoch von 
dem Luftfahrt-Bundesamt eine Erlaubnis für 
die Ausübung der Tätigkeit als Prüfer für 
Luftfahrtgerät erhalten haben. 

Vgl, auch zu § 2 Abs. 1 Nr. 4. 

Zu § 4 

(Entscheidungsfreiheit der Zulassungsstellen) 
Die Vorschrift soll verhindern, daß die amt- 
lichen Zulassungsstellen des Bundes und der 
Länder den Charakter einer „Stempelbe- 
hörde“ erhalten. Die Zulassungsstellen haben 
sidi bei der Beanstandung von Prüfunter- 
lagen an die geltenden Bau- und Prüfvor- 
schriften zu halten, da diese sowohl die Zu- 
lassungsstellen als auch die Prüfstellen und 
die Prüfer rechtlich binden. Die Vorschrift 
entspricht der Regelung auf dem Gebiet des 
Kraftfahrwesens (§§ 6 und 14 der Fahrzeug- 
teileverordnung vom 30. Juli 1953 — 

BGBl. I S. 922). 

Zu § 5 

Abs. 1 (Vcrwaltungsvorschriften) 

Die Befugnis zum Erlaß der allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften für das Luftfahrt-Bun- 
desamt ergibt sich aus Art. 86 GG. Da die 
Verwaltungsvorschriften im Interesse der 
Verkehrssicherheit beschleunigt erlassen wer- 
den müssen, soll der Bundesminister für Ver- 
kehr sie an Stelle der Bundesregierung 
erlassen. 

Abs. 2 (Beratender Ausschuß) 

In den Ausschuß sollen sachkundige Vertreter 
der Luftfahrt-Wissenschaft, -Forschung und 
-Industrie sowie Vertreter der Luftfahrtver- 
waitungen, des Luftverkehrs, des Luftsports 
und der Luftfahrzeugbenutzer berufen wer- 
den. Der Ausschuß soll den Bundesminister 
für Verkehr bei der Erfüllung seiner gesetz- 
geberischen Aufgaben mit dem Ziel beraten, 
die Bau- und Prüfvorschriften in einer allen 
Beteiligten gerecht werdenden Weise so zu 
gestalten, daß eine zweckmäßige und wirk- 
same Prüfung der Verkehrssicherheit des 
Luftfahrtgeräts gewährleistet ist. Der Aus- 
schuß entspricht dem vor 1933 bestehenden 
„Deutschen Luftfahrzeug- Ausschuß“. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

1. § 2 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Zulassung des Luftfahrtgeräts zum 
Luftverkehr. Ausgenommen sind Bal- 
lone, Segelflugzeuge und deren Start- 
winden.“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine Klarstellung des- 
sen, was gewollt Ist. 

2. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auf Antrag eines Landes kann das 
Luftfahrt-Bundesamt Landesaufgaben Im 
Rahmen des Absatzes 1 für das Land wahr- 
nehmen.“ 

Begründung 

Die Übertragung von Landesaufgaben auf 
Bundesbehörden der Substanz nadi ist ver- 
fassungsmäßig nicht zulässig. Bei den wahr- 
zunehmenden Aufgaben kann es sich nur 
um solche handeln, die in Abs. 1 aufge- 
führt sind. Eine Ausdehnung der Aufgaben 
auf das Gebiet der Zivilluftfahrt überhaupt 
geht über diesen Rahmen hinaus. 
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